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Sehr geehrte Mandanten,

im Steuerrecht, da herrscht noch Ordnung. Das belegt z.B. aktuell ein

Urteil des FG Hamburg (Az: 2 K 110/15).

In der Entscheidung stellen die Richter klar, dass auch unter Berücksich-

tigung branchenspezifischer Besonderheiten nicht auf die Aufzeich-

nung der einzelnen Geschäftsvorfälle verzichtet werden kann. Klar und

deutlich arbeiten die Finanzrichter heraus, dass die für Gewerbetrei-

bende geltenden Aufzeichnungs- und Steuererklärungspflichten sich

auch auf die gewerbliche Prostitution erstrecken.

Mit anderen Worten: Im Steuerrecht wird es den leichten Damen nicht

leichter gemacht als üblich. Auch sie müssen grundsätzlich Belege über

die Betriebsausgaben, aber auch ausdrücklich über die Betriebseinnah-

men (!) aufbewahren.

Ganz konkret sagen die Richter: "Auch wenn die branchenspezifi-

schen Besonderheiten dieses Gewerbes eine individuelle Quittierung

der erbrachten Leistungen und deren Entlohnung sowie die nament-

liche Erfassung des Freiers in der Praxis möglicherweise als schwer

praktikabel erscheinen lassen, rechtfertigen sie es nicht, die einzelnen

Geschäftsvorfälle nicht auch einzeln aufzuzeichnen mit der Benennung

jedenfalls der Art der Tätigkeit bzw. der erbrachten Leistung (…)."

Auch wenn die Richter in Sachen namentlicher Erfassung des "Kunden"

und der Leistungsbeschreibung kein Pardon kennen, sind sie an anderer

Stelle großzügiger: Der Führung eines Kassenbuchs bedarf es nämlich

in diesem branchenspezifischen Fall ausdrücklich nicht. Auf die Quit-

tierung an sich darf man aber dennoch gespannt sein.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.

Inhalt
Hinweis:

Alle Steuerzahler 3

Termine: Steuern und Sozialversicherung

Außergewöhnliche Belastungen: Regeln zur Absetzbarkeit verbes-

sert

Renten-Beiträge: Nicht als vorweggenommene Werbungskosten

abziehbar

Kirchensteuer auf tariflich besteuerte Kapitalerträge als Sonder-

ausgabe abzugsfähig

Überspannung eines Grundstücks mit einer Hochspannungslei-

tung: Entschädigung ist steuerbar

Schenkung des leiblichen Vaters auch bei fehlender Identität mit

rechtlichem Vater steuerlich begünstigt

Selbst erbrachte Pflegeleistungen: Keine außergewöhnlichen

Belastungen

Arbeitnehmer 7

Sachgrundlose Befristung bleibt weiter möglich

Inhaber alter Lkw-Führerscheine genießen Bestandsschutz

Geldwerter Vorteil eines Firmenwagens: Auch "Sonderausstat-

tungen" erhöhen der Berechnung zugrunde zu legenden Listen-

preis

Abgekürzte Kündigungsfrist in der Probezeit nur bei eindeutiger

Vertragsgestaltung

Sozialplan/Abfindung: Ein Kinderzuschlag darf an der Lohnsteuer-

karte nicht scheitern

Nachvertragliches Wettbewerbsverbot bei fehlender Karenzent-

schädigung nichtig

Sozialversicherung: "Eingegliederter" Trainer ist Arbeitnehmer

und kein Selbstständiger

Kündigung: Auch Leiharbeiter sind kein Freiwild



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 3

Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.5.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.5. für den Eingang der 

Zahlung.

15.5.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.5. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Mai 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.5.2017.

Außergewöhnliche Belastungen: Regeln zur  
Absetzbarkeit verbessert

Steuerpflichtige können außergewöhnliche Belastungen (zum Beispiel 

Krankheitskosten) weitergehend als bisher steuerlich geltend machen. 

Dies geht aus einem Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) hervor.

Der Abzug außergewöhnlicher Belastungen ist nach § 33 Absatz1 und 

3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) nur möglich, wenn der Steuer-

pflichtige mit überdurchschnittlich hohen Aufwendungen belastet ist. 

Eine Zumutbarkeitsgrenze („zumutbare Belastung“) wird in drei Stufen 

(Stufe 1 bis 15.340 Euro, Stufe 2 bis 51.130 Euro, Stufe 3 über 51.130 

Euro) nach einem bestimmten Prozentsatz des Gesamtbetrags der 

Einkünfte (abhängig von Familienstand und Kinderzahl) bemessen (ein 

bis sieben Prozent). Der Prozentsatz beträgt zum Beispiel bei zusam-

menveranlagten Ehegatten mit einem oder zwei Kindern zwei Prozent 

(Stufe 1), drei Prozent (Stufe 2) und vier Prozent (Stufe 3).

Nach dem Urteil des BFH wird jetzt nur noch der Teil des Gesamtbe-

trags der Einkünfte, der den im Gesetz genannten Stufengrenzbetrag 

übersteigt, mit dem jeweils höheren Prozentsatz belastet. Danach 

erfasst zum Beispiel der Prozentsatz für Stufe 3 nur den 51.130 Euro 

übersteigenden Teilbetrag der Einkünfte. Bislang gingen demgegen-

über Finanzverwaltung und Rechtsprechung davon aus, dass sich die 

Höhe der zumutbaren Belastung einheitlich nach dem höheren Pro-

zentsatz richtet, sobald der Gesamtbetrag der Einkünfte eine der in § 

33 Absatz 3 Satz 1 EStG genannten Grenzen überschreitet. Danach war 

der höhere Prozentsatz auf den Gesamtbetrag aller Einkünfte anzu-

wenden.

Im Streitfall hatte der Kläger zusammen mit seiner Ehefrau in der ge-

meinsamen Einkommensteuererklärung Krankheitskosten in Höhe von 

4.148 Euro als außergewöhnliche Belastungen erklärt. Da der Gesamt-

betrag der Einkünfte der Eheleute über 51.130 Euro lag, berechnete 

das Finanzamt die zumutbare Belastung unter Anwendung des in der 

Situation des Klägers höchstmöglichen Prozentsatzes von vier Prozent. 

Die Krankheitskosten der Eheleute wirkten sich nach dem Abzug der 

zumutbaren Belastung nur noch mit 2.069 Euro steuermindernd aus.

Der BFH gab dem Kläger insoweit Recht, als er die vom Finanzamt be-

rücksichtigte zumutbare Belastung neu ermittelte. Bei der nun gestuf-

ten Ermittlung (im Streitfall 2 Prozent bis 15.340 Euro, drei Prozent 

bis 51.130 Euro und vier Prozent erst in Bezug auf den die Grenze von 

51.130 Euro übersteigenden Teil der Einkünfte) erhöhten sich die zu be-

rücksichtigenden Krankheitskosten um 664 Euro. Maßgebend für die 

Entscheidung des BFH waren insbesondere der Wortlaut der Vorschrift, 

der für die Frage der Anwendung eines bestimmten Prozentsatzes ge-

rade nicht auf den „gesamten Gesamtbetrag der Einkünfte“ abstellt, 

sowie die Vermeidung von Härten, die bei der Berechnung durch die 

Finanzverwaltung entstehen konnten, wenn eine vorgesehene Stufe 

nur geringfügig überschritten wurde.

Das Urteil des BFH betrifft zwar nur den Abzug außergewöhnlicher 

Belastungen nach § 33 EStG, ist aber im Anwendungsbereich dieser 

Vorschrift nicht auf die Geltendmachung von Krankheitskosten be-

schränkt. Die Entscheidung hat laut BFH weitreichende Bedeutung, 
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da Steuerpflichtige nun in der Regel früher und in größerem Umfang 

durch ihnen entstandene außergewöhnliche Belastungen steuerlich 

entlastet werden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 19.01.2017, VI R 75/14

Renten-Beiträge: Nicht als vorweggenommene  
Werbungskosten abziehbar

Es besteht kein Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Nichtabzieh-

barkeit von Beiträgen zu Rentenversicherungen als vorweggenomme-

ne Werbungskosten. Dies stellen  die obersten Finanzbehörden der 

Länder in einer Allgemeinverfügung vom 16.12.2016 klar. Sie verwei-

sen auf die §§ 367 Absatz 2b und 172 Absatz 3 der Abgabenordnung 

und die Nichtannahmebeschlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 

14.06.2016 (2 BvR 290/10 und 2 BvR 323/10) und vom 13.07.2016 (2 

BvR 288/10 und 2 BvR 289/10).

Nach der Allgemeinverfügung werden am 16.12.2016 anhängige und 

zulässige Einsprüche gegen Festsetzungen der Einkommensteuer für 

Veranlagungszeiträume ab 2005 zurückgewiesen, soweit mit den Ein-

sprüchen geltend gemacht wird, die Nichtabziehbarkeit von Beiträgen 

zu Rentenversicherungen als vorweggenommene Werbungskosten bei 

den Einkünften im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 3a Einkommensteuerge-

setz verstoße gegen das Grundgesetz. Entsprechendes gelte für am 

16.12.2016 anhängige, außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfah-

rens gestellte und zulässige Anträge auf Aufhebung oder Änderung ei-

ner Einkommensteuerfestsetzung für einen Veranlagungszeitraum ab 

2005, heißt es in der Allgemeinverfügung weiter.

Gegen die Allgemeinverfügung können die von ihr betroffenen Steuer-

pflichtigen Klage erheben. Ein Einspruch sei insoweit ausgeschlossen, 

betonen die obersten Finanzbehörden der Länder. Die Frist für die Er-

hebung der Klage betrage ein Jahr.

Bundesfinanzministerium, PM vom 16.12.2016 zu Allgemeinverfügung 

der obersten Finanzbehörden der Länder vom 16.12.2016

Kirchensteuer auf tariflich besteuerte Kapitalerträge 
als Sonderausgabe abzugsfähig

Kirchensteuer, die auf tariflich besteuerte Kapitalerträge erhoben wur-

de, ist als Sonderausgabe abzugsfähig. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Düsseldorf entschieden.

Der Kläger erhielt im Jahr 2014 eine Gewinnausschüttung der A GmbH. 

Neben Kapitalertragsteuer und Solidaritätszuschlag führte die GmbH 

auch römisch-katholische Kirchensteuer ab. Die Ausschüttung, die 

dem so genannten Teileinkünfteverfahren unterliegt, führt aufgrund 

einer so genannten  Betriebsaufspaltung zu gewerblichen Einkünften 

des Klägers. In der Einkommensteuererklärung für 2014 machte er die 

abgeführte Kirchensteuer als Sonderausgabe geltend. Dies erkannte 

das beklagte Finanzamt nicht an. Dagegen wandte sich der Kläger mit 

der Begründung, die Einkünfte aus der Ausschüttung stellten keine pri-

vaten Kapitaleinnahmen dar.

Das FG Düsseldorf ist dem Vorbringen des Klägers gefolgt und hat den 

Abzug der abgeführten Kirchensteuer als Sonderausgabe zugelassen. 

Gezahlte Kirchensteuer sei grundsätzlich als Sonderausgabe zu be-

rücksichtigen. Etwas anderes gelte nur, soweit die Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer oder als Zuschlag auf die nach dem 

Abgeltungssteuertarif ermittelte Einkommensteuer gezahlt werde.

Entgegen der Ansicht des Beklagten greife die Einschränkung des Son-

derausgabenabzugs im Streitfall nicht ein. Denn sie diene der Vermei-

dung einer Doppelbegünstigung nach Einführung der Abgeltungssteu-

er. Die erhobene Kirchensteuer werde bereits bei der Ermittlung der 

Höhe der Abgeltungssteuer berücksichtigt und könne daher nicht – ein 

zweites Mal – im Wege des Sonderausgabenabzugs berücksichtigt wer-

den.

Dagegen verbleibe es im Fall einer „Normalveranlagung“ beim Son-

derausgabenabzug, da anderenfalls durch den Wegfall des Sonderaus-

gabenabzugs trotz voller Besteuerung eine Doppelbelastung eintreten 

würde. Die auf regulär tariflich besteuerte Kapitalerträge entfallende 

Kirchensteuer dürfe als Sonderausgabe abgezogen werden. Dement-

sprechend sei ein Abzug bei den vorliegenden gewerblichen Kapital-

einkünften, die nicht der Abgeltungssteuer unterlägen, anzunehmen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 16.11.2016, 15 K 1640/16 E
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Überspannung eines Grundstücks mit einer  
Hochspannungsleitung: Entschädigung ist steuerbar

Die Entschädigung, die ein Grundstückseigentümer für die Überspan-

nung seines Anwesens mit einer Hochspannungsleitung erhält, ist 

als Einnahme aus Vermietung un Verpachtung zu werten und damit 

steuerbar. Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschieden. Die 

Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelassen.

Der Kläger ist Eigentümer eines selbst bewohnten bebauten Grund-

stücks. Anlässlich der Planung einer Hochspannungsleitung, die ge-

nau über sein Grundstück führen sollte, schloss der Kläger mit der D 

GmbH im Jahr 2008 eine Vereinbarung. Danach war die D GmbH be-

rechtigt, „zum Zwecke von Bau, Betrieb und Unterhaltung elektrischer 

Leitungen nebst Zubehör“ das Grundstück des Klägers in Anspruch zu 

nehmen. Hierfür wurde dem Kläger, der sich zur Bewilligung einer ent-

sprechenden beschränkten persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch 

verpflichtete, eine einmalig zu zahlende Gesamtentschädigung von 

17.904 Euro gewährt. Etwaige Verpflichtungen hinsichtlich der künfti-

gen Nutzung beziehungsweise Nichtnutzung des Grundstücks wurden 

dem Kläger nicht auferlegt. Dementsprechend wurde das Grundstück 

des Klägers überspannt; ein Mast wurde nicht errichtet.

Im Rahmen der Einkommensteuerfestsetzung für das Jahr 2008 be-

rücksichtigte der Beklagte die Entschädigungszahlung in voller Höhe 

als Einkünfte aus sonstigen Leistungen. Dagegen wandte sich der Klä-

ger und berief sich auf die fehlende Steuerbarkeit der Entschädigungs-

zahlung.

Dem ist das FG Düsseldorf nicht gefolgt. Zwar gehöre der Entschädi-

gungsbetrag nicht zu den sonstigen Einkünften, denn Voraussetzung 

hierfür sei das Vorliegen einer freiwilligen Leistung. Eine Leistung sei 

indes auch dann nicht freiwillig, wenn sie – wie hier – zur Vermeidung 

eines förmlichen Enteignungsverfahrens erfolge. Die Entschädigungs-

zahlung sei aber als Entgelt für die Belastung eines Grundstücks mit 

einer Dienstbarkeit den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

zuzuordnen.

Im Rahmen der Vermietungseinkünfte komme es auf die fehlende 

Freiwilligkeit der Leistung nicht an. Maßgeblich sei vielmehr, dass die 

Belastung nicht den Verlust des Eigentums zur Folge habe. Der Klä-

ger könne das Grundstück weiterhin frei nach seinem Belieben nutzen. 

Nur der Luftraum stehe ihm teilweise nicht mehr zur Verfügung, was 

jedoch angesichts der verbleibenden Nutzungsmöglichkeit des Grund 

und Bodens von völlig untergeordneter Bedeutung sei.

Auch sei das Entgelt nach seinem wirtschaftlichen Gehalt als Gegen-

leistung für die Nutzung des Grundstücks anzusehen. Ein veräuße-

rungsähnlicher Vorgang komme nicht allein deshalb in Betracht, weil 

der Verkehrswert des Grundstücks gemindert sei. Der hierin liegende 

Substanzverlust hänge nicht mit der Übertragung von Vermögen zu-

sammen, sondern sei lediglich die bewertungsrechtliche Folge der be-

willigten Dienstbarkeit. Schließlich sei der Wert des Grundstücks nicht 

so stark gemindert, dass es völlig wertlos geworden sei.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.09.2016, 10 K 2412/13 E

Schenkung des leiblichen Vaters auch bei fehlender 
Identität mit rechtlichem Vater steuerlich begünstigt

Bei einer Geldschenkung des leiblichen (biologischen) Vaters an seine 

leibliche Tochter greift bei der Schenkungsteuer die günstige Steuer-

klasse I mit dem persönlichen Freibetrag von 400.000 Euro auch dann 

ein, wenn der biologische Vater nicht gleichzeitig der rechtliche Vater 

ist. Das hat das Hessische Finanzgericht (FG) entschieden. Das letzte 

Wort wird allerdings der Bundesfinanzhof haben. Denn gegen das Ur-

teil des FG ist Revision eingelegt worden (II R 5/17). 

Im Streitfall hatte der biologische Vater seiner 1987 geborenen Tochter 

im Jahr 2016 einen Geldbetrag zugewandt. Die Tochter war innerhalb 

der Ehe ihrer leiblichen Mutter und deren Ehemannes, bei dem es sich 

nicht um den biologischen, sondern um den rechtlichen Vater han-

delt, geboren worden. Das Finanzamt setzte Schenkungsteuer unter 

Berücksichtigung der ungünstigen Steuerklasse III fest. Die gewünsch-

te Anwendung der Steuerklasse I sei nicht möglich, da eine rechtliche 

Vaterschaft zum Ehemann der leiblichen Mutter bestehe, die zivil-

rechtlich die rechtliche Anerkennung der Vaterschaft des biologischen 

Vaters ausschließe.

Das FG Hessen gab der hiergegen gerichteten Klage statt. Es handele 

sich um die Zuwendung an ein Kind im Sinne des § 15 Absatz 1 Steu-

erklasse I Nr. 2 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 

(ErbStG). Die vom Finanzamt vorgenommene, einschränkende Aus-

legung des Begriffs „Kind“ auf Abkömmlinge eines Vaters im Sinne 
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des § 1592 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sei weder nach Sinn und 

Zweck der Regelung noch vom Wortlaut her zwingend. Sie trage auch 

den Grundsätzen der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

sowie der aktuellen familienrechtlichen Entwicklung unter Berücksich-

tigung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-

schenrechte nicht hinreichend Rechnung.

Auch habe der Gesetzgeber im Jahr 2013 für den Bereich des Fami-

lienrechts durch Einfügung des § 1686a BGB den „leiblichen, nicht 

rechtlichen Vater“ als eine Ausprägung der Vaterschaft anerkannt und 

ihm als biologischen Vater eigene Rechte zugesprochen. Auch unter 

Berücksichtigung der dieser Gesetzesänderung vorangegangen Recht-

sprechungsentwicklung sei es sachgerecht, die zivilrechtliche Entwick-

lung auf den Bereich des Schenkungsteuerrechts zu übertragen.

Dass Pflegekinder nicht in die Steuerklasse I fallen, sei vorliegend nicht 

entscheidend, meint das FG. Die Ablehnung einer Gleichstellung von 

Pflegekindern mit Kindern im Sinne des § 15 Absatz 1 Steuerklasse I 

Nr. 2 ErbStG werde nämlich im Wesentlichen damit begründet, dass 

das Verhältnis eines Pflegekindes weder durch eine (natürliche) ver-

wandtschaftliche Beziehung noch durch einen – der Abstammung 

gleichgesetzten – formellen Rechtsakt begründet sei. Demgegenüber 

sei im Streitfall die Berücksichtigung der beschenkten Tochter als Kind 

gerade wegen ihrer natürlichen verwandtschaftlichen Beziehungen 

zum Kläger geboten.

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 15.12.2016, 1 K 1507/16, nicht rechts-

kräftig

Selbst erbrachte Pflegeleistungen:  
Keine außergewöhnlichen Belastungen

Selbst erbrachte Pflegeleistungen können steuerlich nicht als außerge-

wöhnliche Belastungen berücksichtigt werden. Dies hat das Finanzge-

richt (FG) Münster klargestellt. Die Revision gegen sein Urteil ließ das 

Gericht nicht zu.

Die Klägerin, eine Ärztin, hatte für das Streitjahr 2011 außergewöhnli-

che Belastungen von fast 55.000 Euro geltend gemacht. Hintergrund 

war, dass sie in diesem Jahr ihren schwer erkrankten Vater gepflegt hat-

te. Der Gesamtbetrag setzte sich zusammen aus den von der Klägerin 

kalkulierten Pflegekosten sowie zusätzlich angefallenen Fahrtkosten. 

Die Pflegekosten ermittelte die Klägerin, indem sie einen Stundensatz 

für die von ihr erbrachten Pflegeleistungen in Höhe von knapp 30 Euro 

ansetzte und diesen mit einem Stundenaufwand von 45 Stunden je 

Woche multiplizierte. Das Finanzamt lehnte eine Berücksichtigung ab. 

Hiergegen klagte die Ärztin ohne Erfolg.

In seiner klageabweisenden Entscheidung weist das FG darauf hin, 

dass nach dem klaren Wortlaut des § 33 Absatz 1 Satz 1 Einkommen-

steuergesetz (EStG) nur „Aufwendungen“ als außergewöhnliche Be-

lastungen anerkannt werden können. Dieser Begriff umfasse aber nur 

bewusste und gewollte Vermögensverwendungen, also insbesondere 

Geldausgaben und Zuwendungen von Sachwerten. Somit habe die 

Klägerin keine Aufwendungen im Sinne des Gesetzes getragen. Viel-

mehr habe sie selbst Pflegeleistungen an ihren Vater erbracht. Eine 

solche unentgeltlich erbrachte eigene Arbeitsleistung falle, soweit im 

Rahmen der Arbeit keine finanziellen Aufwendungen im Sinne des § 33 

Absatz 1 EStG anfallen, nicht unter den Begriff der außergewöhnlichen 

Belastung.

Die von der Klägerin geltend gemachten Fahrtkosten seien bereits in 

dem vom beklagten Finanzamt angesetzten Pflegepauschbetrag be-

rücksichtigt worden, sodass die Klägerin insofern nicht belastet sei.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.04.2015, 11 K 1276/13 E



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 7

Arbeitnehmer

Sachgrundlose Befristung bleibt weiter möglich

Die Möglichkeit der sachgrundlosen Befristung wird nicht aus dem 

Teilzeit- und Befristungsgesetz gestrichen. Der Ausschuss für Arbeit 

und Soziales lehnte am 29.03.2017 zwei Anträge der Fraktionen Die 

Linke und Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 18/11598 und 18/11608) 

mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ab.

Grüne und Linke hatten gefordert, die sachgrundlose Befristung aus 

dem Gesetz zu streichen und kritisiert, dass die Zahl ohne Grund 

befristeter Arbeitsverträge seit Jahren steige. Dies höhle den Kündi-

gungsschutz aus und biete gerade jungen Menschen keine planbare 

Zukunft, so die Fraktionen.

„Sachgrundlose Befristungen gehören in die Reihe prekärer Arbeitsver-

hältnisse“, betonte die Fraktion Die Linke. „Es ist schlicht nicht nötig, 

weil es genügend Gründe für Befristungsmöglichkeiten gibt“, vertei-

digten die Grünen das Anliegen. Uneinigkeit herrschte bei den Koali-

tionsfraktionen. Während die SPD klar bekundete, für die Abschaffung 

der sachgrundlosen Befristung zu sein, aus Rücksicht auf den Koaliti-

onsvertrag aber nicht für die Oppositionsanträge stimme, verteidigte 

die CDU/CSU-Fraktion diese Befristungsmöglichkeit: „Es ist für Arbeit-

geber das einzige unbürokratische Instrument, ein Arbeitsverhältnis 

gestalten zu können“, hieß es von der Union.

Inhaber alter Lkw-Führerscheine genießen  
Bestandsschutz

Nach einem Urteil des Verwaltungsgerichts (VG) Koblenz genießen In-

haber alter Lkw-Führerscheine (früher: Klasse 2) Bestandsschutz.

Dem Inhaber einer solchen Fahrerlaubnis (seit 1991) war diese auf 

die neue Führerscheinklasse C/CE umgeschrieben und zuletzt bis zum 

03.04.2011 befristet worden. Im September 2014 beantragte er er-

neut die Erteilung der in Rede stehenden Fahrerlaubnis. Dem Antrag 

war eine augenärztliche Bescheinigung beigefügt, nach der die Anfor-

derungen nach den diesbezüglichen Bestimmungen der Fahrerlaubnis-

verordnung mit Sehhilfe erreicht würden.

Den Antrag lehnte die Führerscheinstelle mit der Begründung ab, er 

habe die zum Führen von Kraftfahrzeugen der Klassen CE und C1E 

einschließlich Unterklassen erforderliche Sehschärfe nicht erreicht. Er 

könne sich auch nicht auf eine in diesem Zusammenhang bestehende 

Altinhaberregelung berufen, bei der andere Sehschärfengrenzwerte 

gölten, da diese nur für Inhaber einer im Zeitpunkt der Antragstel-

lung noch gültigen, vor 1999 erteilten Fahrerlaubnis gelte, während 

seine Fahrerlaubnis der Klasse C und CE durch die Befristung vom 

03.04.2011 erloschen sei. Die Altinhaberregelung könne nur angewen-

det werden, wenn die Fahrerlaubnis vor dem 01.01.1999 erteilt worden 

sei und seitdem ohne Unterbrechung bestanden habe. 

Dieser Rechtsauffassung ist das VG Koblenz nicht gefolgt. Die Fahrer-

laubnis der Klasse CE müsse im vorliegenden Fall erteilt werden, auch 

wenn der entsprechende Antrag erst mehr als zwei Jahre nach Ablauf 

der Geltungsdauer am 03.04.2011 gestellt worden sei. Dies ergebe 

sich aus rechtssystematischen Überlegungen und trage dem Umstand 

Rechnung, dass der Betroffene mit der Fahrerlaubnis der (alten) Klas-

se 2 einen Besitzstand erworben habe. Deshalb beurteilten sich die 

Anforderungen an eine Verlängerung/Neuausstellung nach den Vor-

aussetzungen der Berufsfreiheit gemäß Artikel 12 Absatz 1 des Grund-

gesetzes. Der Verkehrssicherheit werde hinreichend durch die – von 

dem Betroffenen nachgewiesene – Untersuchung des Sehvermögens 

Rechnung getragen. Es sei daher kein Grund dafür ersichtlich, in der-

artigen Fällen zwischen einer Antragstellung noch während der Gel-

tungsdauer oder nach abgelaufener Geltungsdauer der Fahrerlaubnis 

zu unterscheiden. 

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der Be-

rufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 02.03.2017, 4 K 656/16.KO

Geldwerter Vorteil eines Firmenwagens:  
Auch „Sonderausstattungen“ erhöhen der  
Berechnung zugrunde zu legenden Listenpreis

Bei der Berechnung des geldwerten Vorteils durch die unentgeltliche 

oder verbilligte Überlassung eines Kfz durch den Arbeitgeber für pri-

vate Zwecke im Wege der so genannten Ein-Prozent-Regelung fließen 

in den zugrunde zu legenden Listenpreis alle  Ausstattungsmerkmale 

ein, für die der Hersteller am Stichtag eine Preisempfehlung angibt. 
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Das gilt auch für Ausstattungsmerkmale, die der Hersteller in seiner 

Preisliste als „Sonderausstattung“ bezeichnet, wie das Finanzgericht 

(FG) Hessen klarstellt.

Der als Lohnzufluss zu erfassende geldwerte Vorteil aus der unentgelt-

lich oder verbilligten Überlassung eines Kfz zu privaten Zwecken ist 

grundsätzlich nach § 8 Absatz 2 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) 

in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG zu bewerten. Die 

sich aus diesen Vorschriften ergebende so genannte Ein-Prozent-Rege-

lung gilt nur dann nicht, wenn der Steuerpflichtige den tatsächlichen 

Umfang der Privatnutzung durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

nachweist. Wenn hingegen kein Fahrtenbuch geführt wird, sieht § 8 

Absatz 2 Satz 1 EStG durch seinen Verweis auf § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 

2 EStG vor, dass die private Nutzung des Kfz für jeden Kalendermo-

nat mit einem Prozent des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der 

Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattung einschließ-

lich Umsatzsteuer anzusetzen ist. Für den Fall, dass (wie hier) das Fahr-

zeug auch für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 

genutzt werden kann, erhöht sich gemäß § 8 Absatz 2 Satz 3 EStG 

der Wert der Einnahme für jeden Kalendermonat um 0,03 Prozent des 

Listenpreises im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG für jeden Ki-

lometer der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.

Unter dem Listenpreis im Sinne des § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG und 

des § 8 Absatz 2 Satz 3 EStG ist die am Tag der Erstzulassung maßgeb-

liche Preisempfehlung des Herstellers zu verstehen, die für den Endver-

kauf des tatsächlich genutzten Fahrzeugmodells auf dem inländischen 

Neuwagenmarkt gilt. Dies entspricht laut FG der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (vgl. Urteil vom 16.02.2005, VI R 37/04). Nach die-

ser Rechtsprechung seien auch die Aufpreise für werkseitig zusätzlich 

eingebaute Ausstattungen mit den Werten anzusetzen, die sich aus der 

Preisliste des Herstellers ergeben. Sie erhöhten den maßgeblichen Lis-

tenpreis des konkret zur Privatnutzung zur Verfügung gestellten Kfz.

Denn mit der Anknüpfung des § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG an den 

Listenpreis, das heißt an die unverbindliche Preisempfehlung des Au-

tomobilherstellers, habe der Gesetzgeber eine stark vereinfachende, 

typisierende und damit für alle gleichen Fahrzeuge einheitliche Grund-

lage für die Bewertung des Nutzungsvorteils geschaffen. Damit wäre 

es nicht vereinbar, wenn nur die so genannte Grundausstattung des 

jeweiligen Fahrzeugs mit dem Listenpreis zu bewerten wäre, während 

hingegen für die über die Grundausstattung hinausgehende Ausstat-

tungen nicht die Preisempfehlung des Herstellers, sondern nur die 

– gegebenenfalls durch Aufteilung von Preisnachlässen auf den Lis-

tenpreis zu ermittelnden – tatsächlichen Kosten der über die Grund-

ausstattung hinausgehenden Ausstattung berücksichtigt würde.

Aufgrund des Vereinfachungscharakters verstehe deshalb auch das FG 

die gesetzliche Anknüpfung an die „Kosten“ der Sonderausstattung so, 

dass der Gesetzgeber damit zusätzliche Ausstattungen gemeint hat, 

für die es – wie etwa im Fall einer nachträglich eingebauten Anhänger-

kupplung eines Dritten – keinen Listenpreis des Herstellers gibt. Keine 

Sonderausstattung (im Sinne einer besonderen Ausstattung) im Sinne 

des § 6 Absatz 1 Nr. 4 Satz 2 EStG seien hingegen die vom Hersteller in 

der Preisliste als Sonderausstattung bezeichneten Ausstattungsmerk-

male.

Abschließend weist das FG darauf hin, dass nur dieses Verständnis ei-

ner gleichmäßigen Besteuerung entspricht. Denn ansonsten könnte 

letztlich der Hersteller mit seiner Ausstattungspolitik (nämlich, ob er 

viele Ausstattungsmerkmale serienmäßig oder als Sonderausstattung 

anbietet) den geldwerten Vorteil noch stärker beeinflussen, als dies 

ohnehin schon durch die Bindung an die Listenpreise der Fall sei.

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 02.11.2016, 4 K 90/16, rechtskräftig

Abgekürzte Kündigungsfrist in der Probezeit nur bei 
eindeutiger Vertragsgestaltung 

Sieht der Arbeitsvertrag eine Probezeit von längstens sechs Monaten 

vor, kann das Arbeitsverhältnis gemäß § 622 Absatz 3 Bürgerliches Ge-

setzbuch (BGB) ohne weitere Vereinbarung von beiden Seiten mit ei-

ner Frist von zwei Wochen gekündigt werden. Ist jedoch in einem vom 

Arbeitgeber vorformulierten Arbeitsvertrag in einer weiteren Klausel 

eine längere Kündigungsfrist festgelegt, ohne unmissverständlich 

deutlich zu machen, dass diese längere Frist erst nach dem Ende der 

Probezeit gelten soll, ist dies vom Arbeitnehmer regelmäßig dahin zu 

verstehen, dass der Arbeitgeber schon während der Probezeit nur mit 

der vereinbarten längeren Frist kündigen kann. Dies stellt das Bundes-

arbeitsgericht (BAG) klar.

Der Kläger war ab April 2014 bei der Beklagten als Flugbegleiter be-

schäftigt. Im schriftlichen Arbeitsvertrag, den die Beklagte vorformu-
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liert hatte, war in § 1 pauschal bestimmt, dass sich die Rechte und 

Pflichten der Parteien nach einem Manteltarifvertrag richten; dieser 

sah während der Probezeit besondere Kündigungsfristen vor. In § 3 

des Arbeitsvertrags war unter der Überschrift „Beginn und Dauer des 

Arbeitsverhältnisses“ vorgesehen, dass die ersten sechs Monate des 

Arbeitsverhältnisses als Probezeit gelten. In § 8 des Vertrags, der mit 

„Beendigung des Arbeitsverhältnisses“ überschrieben war, war ohne 

Bezugnahme auf § 1 oder § 3 des Vertrags festgelegt, dass eine Kündi-

gungsfrist von sechs Wochen zum Monatsende gelte. Am 05.09.2014 

erhielt der Kläger eine Kündigung zum 20.09.2014. Er begehrt die 

Feststellung, das Arbeitsverhältnis habe erst mit Ablauf der in § 8 des 

Arbeitsvertrags vereinbarten Frist und damit zum 31.10.2014 geendet. 

Aus dem Vertrag ergebe sich nicht, dass innerhalb der ersten sechs 

Monate des Arbeitsverhältnisses eine kürzere Kündigungsfrist gelten 

solle.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat auf die Berufung des Klägers das Urteil abgeändert und der Klage 

stattgegeben. Die Revision der Beklagten hatte vor dem BAG keinen 

Erfolg. Die Bestimmungen des von der Beklagten vorformulierten Ar-

beitsvertrags seien als Allgemeine Geschäftsbedingungen so auszule-

gen, wie sie ein durchschnittlicher, regelmäßig nicht rechtskundiger 

Arbeitnehmer versteht. Aus Sicht eines solchen Arbeitnehmers lasse 

eine Vertragsgestaltung wie die im Arbeitsvertrag der Parteien nicht 

erkennen, dass dem Verweis auf den Manteltarifvertrag und der Ver-

einbarung einer Probezeit eine Bedeutung für Kündigungsfristen zu-

kommt, so das BAG. Nach Wortlaut und Systematik des Vertrags sei 

vielmehr allein die Bestimmung einer sechswöchigen Kündigungsfrist 

maßgeblich. Diese Frist gelte auch für Kündigungen in der vereinbar-

ten Probezeit. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 23.03.2017, 6 AZR 705/15

Sozialplan/Abfindung: Ein Kinderzuschlag darf an der 
Lohnsteuerkarte nicht scheitern

Sieht ein im Zuge einer Betriebsschließung per Sozialplan vorgesehe-

ner Kinderzuschlag der Arbeitnehmer vor, dass der nur für solche Kin-

der gezahlt werden soll, die auf der Steuerkarte der Arbeitnehmer no-

tiert sind, so kann dagegen mit Erfolg vor dem Arbeitsgericht geklagt 

werden. Denn es handelt sich gegebenenfalls um eine Benachteiligung 

der Frauen (oder der Männer). 

Dies dann, wenn Ehegatten deshalb unterschiedliche Eintragungen auf 

ihren Steuerkarten haben, weil sie sich dadurch den bestmöglichen 

Steuerabzug erhofften. Maßgebend ist für die Zahlung des Kinderzu-

schlags nur, ob Kinder vorhanden sind. 

LAG Nürnberg, 7 Sa 655/14 vom 03.11.2015

Nachvertragliches Wettbewerbsverbot bei fehlender 
Karenzentschädigung nichtig

Ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot ist nichtig, wenn die Ver-

einbarung entgegen § 110 Gewerbeordnung in Verbindung mit § 74 

Absatz 2 Handelsgesetzbuch (HGB) keinen Anspruch des Arbeitneh-

mers auf eine Karenzentschädigung beinhaltet. Weder Arbeitgeber 

noch Arbeitnehmer könnten aus einer solchen Vereinbarung Rechte 

herleiten, hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden. Auch eine 

in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) enthaltene salvatorische 

Klausel helfe nicht weiter. Sie führe nicht – und zwar auch nicht einsei-

tig zugunsten des Arbeitnehmers – zur Wirksamkeit des Wettbewerbs-

verbots.

Die Klägerin war von Mai 2008 bis Dezember 2013 als Industriekauf-

frau bei der Beklagten beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete durch 

ordentliche Kündigung der Klägerin. Im Arbeitsvertrag ist ein Wett-

bewerbsverbot vereinbart, das es der Klägerin untersagt, für die Dau-

er von zwei Jahren nach Beendigung des Vertrags in selbstständiger, 

unselbstständiger oder sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig zu 

sein, das mit der Beklagten in direktem oder indirektem Wettbewerb 

steht. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung ist eine Vertragsstrafe von 

10.000 Euro vorgesehen. Eine Karenzentschädigung sieht der Arbeits-

vertrag nicht vor.

Die „Nebenbestimmungen“ des Arbeitsvertrags enthalten eine so 

genannte salvatorische Klausel, wonach der Vertrag im Übrigen un-

berührt bleiben soll, wenn eine Bestimmung nichtig oder unwirksam 

ist. Anstelle der nichtigen oder unwirksamen Bestimmung solle eine 

angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem am 

nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach 

dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt hätten, sofern sie bei 
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Abschluss des Vertrags die Nichtigkeit oder Unwirksamkeit bedacht 

hätten.

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin, die das Wettbewerbsverbot ein-

gehalten hat, für die Zeit von Januar 2014 bis Dezember 2015 eine 

monatliche Karenzentschädigung von rund 605 Euro brutto. Die Klage 

hatte letztlich keinen Erfolg.

Wettbewerbsverbote, die keine Karenzentschädigung vorsehen, seien 

nichtig, betont das BAG. Weder könne der Arbeitgeber aufgrund ei-

ner solchen Vereinbarung die Unterlassung von Wettbewerb verlangen 

noch habe der Arbeitnehmer bei Einhaltung des Wettbewerbsverbots 

Anspruch auf eine Karenzentschädigung. Eine in AGB enthaltene sal-

vatorische Klausel könne einen solchen Verstoß gegen § 74 Absatz 2 

HGB nicht heilen und führe nicht – auch nicht einseitig zugunsten des 

Arbeitnehmers – zur Wirksamkeit des Wettbewerbsverbots. Wegen 

der Notwendigkeit, spätestens unmittelbar nach der Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses eine Entscheidung über die Einhaltung des Wett-

bewerbsverbots zu treffen, müsse sich die (Un-)Wirksamkeit aus der 

Vereinbarung ergeben, so das BAG. Daran fehle es bei einer salvato-

rischen Klausel, nach der wertend zu entscheiden ist, ob die Vertrags-

parteien in Kenntnis der Nichtigkeit der Vereinbarung eine wirksame 

Vereinbarung abgeschlossen hätten und welchen Inhalt die Entschädi-

gungszusage gehabt hätte.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 22.03.2017, 10 AZR 448/15

Sozialversicherung: „Eingegliederter“ Trainer ist  
Arbeitnehmer und kein Selbstständiger

Sportvereine sollten bei der Anstellung von Trainern für ihre (hier: 

Handball-)Mannschaften die Sozialversicherung nicht vergessen. Re-

gelmäßig kann nämlich davon ausgegangen werden, dass Trainerinnen 

und Trainer nicht als komplett „Selbstständige“ ihren Dienst im Verein 

tun, wenn sie auch, was die Gestaltung ihrer Trainings- und sonstigen 

Tätigkeit weitgehend „selbstständig“ wirken. 

In einem vom Sozialgericht Heilbronn abgewickelten Fall ging es um 

zwei Trainer. Sie seien in den Vereinsbetrieb „eingegliedert“ gewesen 

und hätten kein „unternehmerisches Risiko“ getragen. Denn weder 

hätten sie eigenes Kapital noch nennenswert eigene Betriebsmittel 

eingesetzt. Vielmehr seien die notwendigen Arbeitsmittel (wie Bäl-

le, Leibchen, Trikots usw.) gestellt worden. Die Trainingszeiten seien 

ebenso wie die Einsatzzeiten an Spieltagen vorgegeben gewesen. Die 

beiden Trainer hätten auch keinen bestimmten „Erfolg“ geschuldet. 

Vielmehr habe der Verein das jeweils pauschal vereinbarte Honorar 

auch bei Verhinderung (etwa wegen Erkrankung) weitergezahlt. Das 

Weisungsrecht des Vereins werde auch daraus deutlich, dass der Trai-

ner gegen seinen Willen schließlich von seiner Tätigkeit „voll umfäng-

lich freigestellt“ worden sei. 

SG Heilbronn, S 11 R 3919/13 vom 27.09.2016

Kündigung: Auch Leiharbeiter sind kein Freiwild 

Das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass ein 

Leiharbeitgeber eine Kündigung nicht ohne weiteres aussprechen darf, 

weil der Auftrag eines Kunden ausgelaufen ist, in dessen Betrieb der 

„ausgeliehene“ Mitarbeiter bisher im Einsatz war. Denn auch ein Leih-

arbeitgeber müsse anhand der Auftrags- und Personalplanung nach-

vollziehbar darlegen, warum keine kurzfristige Auftragsschwankung 

vorliege. 

Es sei typisch für Leiharbeiter dass sie – oft auch nur für wenige Tage – 

bei verschiedenen Arbeitgebern eingesetzt werden. Daher trage allein 

das Leiharbeitsunternehmen das Beschäftigungsrisiko für Auftragslü-

cken und dürfe nicht sofort betriebsbedingt kündigen. 

Hier hatte der Arbeitgeber eine Leiharbeitnehmerin mit der Begrün-

dung entlassen, er habe keine Verwendung mehr für sie, weil in dem 

Unternehmen, in dem sie eingesetzt worden war, Stellen abgebaut 

und neue Kunden nicht gefunden worden seien.

LAG Rheinland-Pfalz, 6 Sa 517/11 vom 24.02.2012


